
Antrag zur Kreismitgliederversammlung am 17.05.2025  1 

Kollektivmandate statt Ich-AG 2 

Antragsteller*in: Darius Mikutat 3 

Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 4 

Der Kreisvorstand entwickelt ein schriftliches Selbstverständnis für unsere 5 
Kandidat*innen für Land- Bundestag und Kommunale Parlamente. Diese soll bei der 6 
nächstes Kreismitgliederversammlung als Antrag eingereicht und abgestimmt werden. 7 
In diesem Selbstverständnis müssen folgende Eckpunkte enthalten sein: 8 

• Verpflichtung auf die Mandatsdeckelung auf die beim Bundesparteitag 9 
festlegte Grenze oder 3.000€ 10 

• Verpflichtung einer maximalen Mandatsdauer von zwei Wahlperioden (8 Jahren) 11 
• Verpflichtung die Nutzung der zur Verfügung stehenden Ressourcen des 12 

Mandats (Stellen & Büro) gemeinsam mit der Parteibasis zu entscheiden. 13 
• Verpflichtung regelmäßige Rückkopplungen, nicht nur mit Parteigremien, 14 

sondern mit der Basis zu machen und hier die politische Arbeit im Parlament 15 
kritisch zu beurteilen. 16 

• Verpflichtung mit der Kreis-Partei das Abstimmverhalten im Parlament zu 17 
besprechen und ggf. zu reflektieren. 18 

• Die Möglichkeit das Mandat jederzeit abzutreten, hierfür aber auch eine 19 
kompletten Unterstützung vom Kreisverband zu erhalten.  20 

• Einbindung der Parteibasis in so viele Prozesse wie möglich, um das 21 
Verantwortungsgefühl gleichmäßiger zu verteilen und unsere Genoss*innen 22 
nicht allein zu lassen.  23 

Begründung: 24 

Das zermürbende Alltagsgeschäft im Parlament ist eine nicht zu ignorierende 25 
Belastung für unsere Genoss*innen im Bundes- & Landtag. In Deutschland sind, 26 
anders als in andren europäischen Ländern, die parlamentarischen 27 
Repräsentant*innen ökonomisch und medial extrem gegenüber den Parteien 28 
aufgewertet und somit liegt auch ein deutlich höherer Leistungsdruck auf ihnen.  29 

Dies und das Narrativ der liberalen Demokratie, wonach Politik in erster Linie dort 30 
stattfindet, wo „Volkersvertreter*innen“ sprechen und Politiker*innen „Macht ausüben“ 31 
sorgt dafür, dass sich unsere Genoss*innen immer mehr von der Basis entfernen, egal 32 
wie sehr sich dagegen wehren tun.  33 

Aufgabe einer sozialistischen Politik muss es sein, nicht die Position der 34 
Repräsentant*innen, sondern kollektive demokratische Prozesse als Maß der Dinge zu 35 
definieren. Um unsere Genoss*innen dabei zu unterstützen, unsere Arbeit im 36 
Parlament kritisch zu reflektieren und die Anbindung an die Basis nicht zu verlieren, 37 
braucht es ein Selbstverständnis aller Genoss*innen die sich bereiterklären uns in den 38 
Parlamenten zu vertreten. Wir müssen eine Kultur entwickeln in der die Mandate nicht 39 
als Personen-Mandate sondern als Kollektivmandate der Partei verstanden werden 40 
und wir es unseren Genoss*innen auch ermöglichen von diesen Zurückzutreten und 41 
andere diese übernehmen können.  42 


